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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Alarmierende Beschlüsse 
von Bündnis 90/Grüne 
rJJ den Ergebnissen des Parteitages von 
8ündnis 90/Die Grünen in Mannheim 
^klärte der Parteivorsitzende Bundes- 
kanzler Helmut Kohl: 

I e Beschlüsse der Mannheimer Bundesversamm- 
lung von Bündnis 90/Die Grünen am vergangenen 
p °chenende müssen jeden alarmieren, der diese 
.artei in letzter Zeit als „gemäßigt" verharmlost hat. 

olHen Bündnis 90/Die Grünen ihr strategisches 
Jrlel — nämlich eine rot-grüne Koalition auf Bun- 

esebene — erreichen, so hätte dies innen- wie 
j^ßenpolitisch verheerende Auswirkungen für 
^utschland. 
j!il ihren radikalen Parolen und Positionen würde 
a'ese Partei im Falle einer Regierungsbeteiligung 
JC(Je Hoffnung auf wirtschaftlichen Aufschwung — 
J!nd damit auf die Erhaltung bestehender und die 
Raffung neuer Arbeitsplätze — zunichte machen 

.nd die Zukunftschancen unseres Landes zerstören, 
^isländische Investoren würden abgeschreckt wer- 
en und die Innere Sicherheit nicht mehr gewährlei- 

Stetsein. 
£ußen- und sicherheitspolitisch würde der radikale 
£Urs von Bündnis 90/Die Grünen Deutschland in 
,'e Isolierung treiben und das Ende der Politischen 

lion Europas sowie unseres Bündnisses mit den 
^einigten Staaten von Amerika bedeuten. In die- 
eni Punkt sind die Gemeinsamkeiten von Bündnis 
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Christian Wulffund Josef Stock: 

Landtagswahl ist „Richtungs- 
entscheidung für Niedersachsen44 

Als „Richtungsentscheidung für 
Niedersachsen, bei der zwei unter- 
schiedliche Konzepte buchstäblich 
zur Wahl stehen«, haben der CDU- 
Spitzenkandidat für das Amt des 
Ministerpräsidenten, Christian 
Wulff, und der Landesvorsitzende 
der Niedersachsen-CDU, 
Josef Stock, die Landtagswahlen 
am 13. März bezeichnet. 

Während die rot-grüne Landesregie- 
rung unter Führung von Gerhard 
Schröder in den politischen Graben- 
kämpfen aus den siebziger Jahren der 
alten Bundesrepublik verharre, setze 
die CDU auf ein Konzept, das gegen 
alle Verzagtheit entschlossen die Her- 
ausforderungen der Zeit annehme. 
SPD und Grüne ergriffen wechselsei- 
tig die Flucht vor den Ergebnissen 
ihres Regierungsbündnisses, das 

Schröder als Zukunftsmodell für 
Deutschland preise. 

Schröders wirtschafts- und industrie- 
politischer Ansatz sei veraltet. Er 
befürworte planwirtschaftliche 
Modelle der Staatsbeteiligung, anstatt 
die Wettbewerbsfähigkeit in nieder- 
sächsischen Unternehmen zu fördern- 

Vorsorge statt Nachsorge 
Anstatt auf staatlichen Dirigismus und 
hektisches Krisenmanagement zu set- 
zen, sei eine Beschäftigungsinitiative 
durch die Förderung des Mittelstan- 
des und die deutliche Erhöhung der 
Investitionsquote im niedersächsi- 
schen Landeshaushalt notwendig. 

Niedersachsen brauche endlich wie- 
der einen marktwirtschaftlichen 
Gesamtansatz und statt Nachsorge die 
Vorsorge für die Sicherung und Schaf- 
fung von Arbeitsplätzen. 

(Fortsetzung von Seite 1) 
90/Die Grünen mit großen Teilen der 
SPD besonders deutlich sichtbar. Solche 
Gemeinsamkeiten bestehen beispiels- 
weise aber auch im Blick auf die von 
Bündnis 90/Die Grünen vertretene 
Steuererhöhungspolitik. 
Es ist das erklärte Ziel von Bündnis 
90/Die Grünen, gemeinsam mit der SPD 
die Koalition der Mitte durch ein rot-grü- 
nes Bündnis auf Bundesebene abzulösen. 
Eine solche Koalition wird in Wahrheit 
auch vom SPD-Kanzlerkandidaten und 
seiner Partei angestrebt, um an die Macht 
im Bund zu gelangen. In Niedersachsen 

und Hessen wird Rot-Grün bereits v°r* 
exerziert. Die SPD scheut sich dort nid1' 
mit einer Partei zu koalieren, die zum 
Beispiel die Abschaffung der Bundes- 
wehr fordert oder durch Technikfeind' 
lichkeit innovative Kräfte in Wirtschaft 
und Gesellschaft bewußt lähmt und 
damit die Zukunft unseres Landes aufs 
schwerste gefährdet. 

Die SPD muß in aller Klarheit die Frage 

beantworten, ob sie Rot-Grün auch im 
Bund will. Die Christlich Demokratisch 
Union Deutschlands wird sie dazu zwi 
gen, endlich die Koalitionsfrage zu bea 
Worten. 
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jfot-Grün in Niedersachsen 

Praktisch kein Handlungsspielraum 
toehr durch enorme Verschuldung 
J* einem vernichtenden Urteil ist das 
Se>nisch-Westfälische Institut für 
Jj 'ttschaftsforschung (RWI) bei seiner 
p^tersuchung der Wirtschafts- und 

lQ&nzpolitik der rot-grünen Landes- 
Jgierung vom Sommer 1993 gekom- 

,.le Wissenschaftler stellten heraus, daß 
e Landesregierung des Ministerpräsi- 

denten Schröder trotz enorm verbesserter 
Jnr>ahmen die Verschuldung in die 

ohe getrieben und durch drastische Per- 
nalaufstockung Landesmittel dauerhaft 

j? gebunden hat, daß praktisch kein 
andlungsspielraum mehr besteht. Die 
nalyseim einzelnen: 
uas Gutachten erklärt, die jetzige 
e8ierung habe bei Amtsantritt ver- 

suchsweise günstige gesamt- und finanz- 
lr^schaftliche Rahmenbedingungen vor- 

bilden, zumal die vorige CDU-Regie- 
n§ den Personalbestand stärker als in 
^ren Ländern verringert habe. 

u.. ,l dem Konjunkturschub im Zuge der 
^.'edervereinigung sind von Mitte 1990 
jss Mitte 1993 die niedersächsischen 
s   üereinnahmen mit durchschnittlich 
(.', Prozent stärker angestiegen als die der 

r'gen Länder (Durchschnitt 6,2 Pro- 
.   *)• Im selben Zeitraum hat die Regie- 
A   § Schröder die Ausgaben jedoch 
flj rchschnittlich um 6,8 Prozent erhöht, 
t   anderen Länder im Schnitt um nur 

>4 t> j   rrozent. Dadurch hat das Land Nie- 
ge

rsachsen zwar 6,2 Mrd. DM mehr ein- 
j^n°mmen, gleichzeitig hat die Schröder- 

e8ierung jedoch 14,4 Mrd. DM mehr 
USe*"°Sen. 

• Anstatt in der günstigen Konjunktur- 
phase des Einheitsbooms Ausgaben 
zurückzufahren, sind die Schulden der 
Landesregierung jährlich um durch- 
schnittlich 10,8 Prozent gewachsen. In 
den ersten drei Jahren rot-grüner Finanz- 
politik hat die Schröder-Regierung 
9 Mrd. DM neue Schulden gemacht. 

• Darüber hinaus hat die Schröder- 
Regierung 1,6 Mrd. DM Rücklagen auf- 
gebraucht, die von der CDU/FDP-Lan- 
desregierung als Sparguthaben für 
schlechte Zeiten gebildet worden waren. 

• Ein bedeutender Teil der Mehrausga- 
ben floß in den Personaletat, dessen Stei- 
gerungsrate über dem Durchschnitt aller 
Länder liegt. Der Landesdienst wurde um 
8.900 Stellen aufgebläht, ohne eine ein- 
zige der schon vorhandenen 220.000 Stel- 
len einzusparen oder zu verlagern. Nir- 
gendwo sind deshalb die Personalausga- 
ben und die Neuverschuldung in den Jah- 
ren 1990 bis 1993 stärker gestiegen als in 
Niedersachsen. Allein die Ministerialbü- 
rokratie wurde um 20 Prozent aufgebläht. 

• Die CDU-Fraktion im niedersächsi- 
schen Landtag hat errechnet, daß unter 
Schröders Herrschaft jeder Niedersachse 
im Jahr 235 DM für die politische Füh- 
rung und die zentrale Verwaltung des 
Landes bezahlen muß, während die Ver- 
gleichszahl der anderen Länder bei 
192 DM liegt. 

• So wurden gleich nach dem Regie- 
rungswechsel zahlreiche ehemalige Abge- 
ordnete von SPD und Grünen mit hoch- 
dotierten Posten im Landesdienst ver- 
sorgt. Die Ehefrau eines Landtagsabge- 
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ordneten der Grünen wurde von A 13 
sogleich auf B 6 gehievt und verdoppelte 
damit auf einen Schlag ihr Jahresgehalt. 
• Einen „dramatischen Rückgang" ver- 
zeichnet das RWI bei den Investitionen. 
Unter der rot-grünen Regierung Schrö- 
ders erreichte Niedersachsen die niedrig- 
ste Investitionsquote in seiner 
Geschichte. Insbesondere in den wichti- 
gen Zukunftsbereichen des Verkehrs- und 
Nachrichtenwesens hat es laut RWI 
einen wahren „Investitionseinbruch" 
gegeben. Die neu aufgenommenen Kre- 
dite sind folglich überwiegend in den 
Staatskonsum geflossen. 
• Niedersachsen hatte unter Schröder 
1992 die wenigsten Unternehmensgrün- 
dungen im Vergleich aller Bundesländer. 
• Die Darlehenshilfen für den Mittel- 
stand wurden um 100 Mio. DM gekürzt. 
Diese Wirtschaftsförderung soll nach 
dem Willen von SPD und Grünen 
schließlich vollständig eingestellt werden. 
• Das mittelstandsorientierte Technolo- 
gieprogramm wurde von der rot-grünen 
Regierung abgeschafft. 

Das RWI-Gutachten zieht die Schlußfol- 
gerung, daß Niedersachsen bis 1996 
einen Konsolidierungsbedarf von über 
3 Mrd. DM aufhäufen wird, falls der 
Kurs der rot-grünen Landesregierung 
nicht korrigiert werde. Der Finanzpolitik 
der Regierung Schröder, so das Fazit des 
RWI, fehle eine verläßliche Perspektive. 
Rot-Grün setzt auch über die Landes- 
grenzen hinaus die Zukunftsfähigkeit 

DOKUMENTATION 

Der Niedergang der 
„Schmucken Riege1 

Das Versagen der SPD in den Länder^ 

SICHER IM DIE ZUKUMPt 

CDU 
unserer Wirtschaft aufs Spiel. So hat die 
rot-grüne Landesregierung wichtige 
Gesetzesvorhaben im Bundesrat — tel 

weise sogar im Gegensatz zu anderen 
SPD-regierten Ländern — abgelehnt, <* 
unter 
• das Standortsicherungsgesetz 
• die Novellierung des Gentechnikge 

zes (zusammen mit Rot-Grün in H 
sen) und 

• das Asylrechtsgesetz, dem Gerhard 
Schröder für die Bundes-SPD zuvof 

zugestimmt hatte. 

DAS VERSAGEN der rot-grünen Landesregierung auch in der Innenpolitik. 
Familien-, Sozial- und Bildungspolitik sowie eine „Skandal-Chronik" finden Sie in 
der Broschüre „Der Niedergang der .Schmucken Riege'. Das Versagen der SPD 
in den Ländern". — Diese Broschüre können Sie in unserem IS-Versandzentrum. 
Postfach 11 64, 33759 Versmold, beziehen: Bestell-Nr.: 5797, Verpackungsein- 
heit: 25 Expl., Preis je Verpackungseinheit: 24 DM. 
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Reinhard Göhner: 

Wir haben die Vision einer freien 
Und verantwortlichen Gesellschaft 
j|er in diesem Saal haben wir am Vor- 
band der Wiedervereinigung, am 
' Oktober 1990, beschlossen, unser 

^ndsatzprogramm von 1978 fortzu- 
treiben. Es sind nicht die 16 Jahre, 
,e Uns vom Ludwigshafener Pro- 

p'ämm trennen, sondern die geistigen 
• nd politischen Umbrüche in Deutsch- 
and, Europa und der Welt, die eine 
°lche Fortschreibung erfordern. 

^il dem Ende des Ost-West-Konflikts, 
er Wiedervereinigung unseres Vaterlan- 

ds, der fortschreitenden Integration 
Uropas und der Überwindung der Spai- 
ng Europas sind wir in eine neue Epo- 
"e unserer Geschichte eingetreten. 

„ ber nicht nur diese äußeren Umbrüche 
°rdern von uns neue Antworten. Auch 
er innere Wandel in Deutschland ist 
e'greifend, und wir brauchen mehr als 

a8espolitische Antworten. Wir Deut- 
en können aus dieser zweiten Chance 
J* Geschichte mehr machen als bisher. 
• lr brauchen dazu eine neue Wertede- 
j*tte: für die geistige und gesellschaftli- 
^ innere Einheit unseres Landes, gegen 

"e Zunahme von Gewalt und Radikalis- 
üs in unserer Gesellschaft und gegen 

e^ kurzatmigen Pragmatismus der 
.p'agzeilenorientierten politischen 
Kultur unserer Zeit. 

,le Schaffung der inneren Einheit erfor- 
KCrt geistig und gesellschaftlich eine 
.^ckbesinnung auf die wesentlichen 

Urgertugenden und Werte. Das zuneh- 
j,end einseitige, rein individualistische 

reiheitsverständnis unserer Zeit hat zu 
, ^em verstärkten Rückzug in die Privat- 

Clt geführt und in der Tendenz zu einer 

besitzstandsverteidigenden Ellenbogen- 
gesellschaft. Gewiß: Individualität, 
Selbstverwirklichung und Selbstentfal- 
tung sind wichtige Elemente unseres 
Grundwertes der Freiheit. 
Aber die Verantwortung für die Gemein- 
schaft gehört untrennbar zu unserem 
Freiheitsverständnis dazu. Deshalb wol- 
len wir unser Grundsatzprogramm unter 
das Motto „Freiheit in Verantwortung" 
stellen, um diesen in unserer Gesellschaft 

Einführungsrede 
des Vorsitzenden der 
Grundsatzprogramm- 

Kommission 
am 22. Februar 1994 

zunehmend aufgelösten Zusammenhang 
wiederherzustellen. 
Wir brauchen nicht nur eine neue Werte- 
debatte, sondern wir brauchen auch eine 
neue Gesellschaftskritik: gegen den 
scheinbar grenzenlosen Individualismus, 
den Rückzug ins Private und die tenden- 
zielle Abwendung vieler Menschen von 
allem Politischen, Öffentlichen, Gemein- 
schaftlichen, Sozialen, Gewerkschaftli- 
chen und Kirchlichen. 
Ein Leitbild für die Gesellschaft und 
Gesellschaftskritik hat in der Programma- 
tik der CDU nicht gerade Tradition. Im 
Gegenteil: Gesellschaftskritik war Ende 
der 60er und in den 70er Jahren eine 
Domäne der Linken. Aber der notwendi- 
gen und wirkungsvollen Debatte über 
Politikverdrossenheit muß jetzt diese 
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neue Gesellschaftskritik von uns Christli- 
chen Demokraten folgen, weil die 
Debatte über Politikverdrossenheit nur 
an einem Symptom des Zustands unserer 
Gesellschaft kuriert. Wir brauchen eine 
breite Diskussion über die dahinterlie- 
genden tieferen Ursachen. 
Denn daß die Volksparteien, die Gewerk- 
schaften, die Kirchen, die Arbeitgeberver- 
bände, andere große gesellschaftliche 
Institutionen derzeit allesamt an Attrakti- 
vität, an Ansehen, an Zustimmung und 
Mitgliedern verlieren, hat eine gesamtge- 
sellschaftliche Ursache, die über die von 
den jeweiligen Organisationen zu verant- 
wortenden Ursachen weit hinausgeht: 

Unsere privatistische Rückzugsge- 
sellschaft ist die Folge des einseitig 
individualistischen Freiheitsver- 
ständnisses. Die neue Wertedebatte 
und die neue Gesellschaftskritik 
stehen daher in einem inneren 
Zusammenhang der Erneuerung 
unserer Gesellschaft. 

Die Idee verantworteter Freiheit gehört 
zu unserem christlichen Verständnis vom 
Menschen. Der Mensch ist zur Freiheit 
berufen und verantwortlich für das, was 
er aus dieser Freiheit macht. Unsere 
Grundwerte Freiheit, Gerechtigkeit und 
Solidarität sind untrennbar miteinander 
verbunden. Aus dieser Grundüberzeu- 
gung erwächst unser Leitbild für eine 
freie und verantwortliche Gesellschaft, 
einer Bürgergesellschaft, die eben das 
Gegenmodell zur individualistisch-priva- 
tistischen Rückzugsgesellschaft unserer 
Tage darstellt. 
Zur Freiheit gehört für uns die Verant- 
wortung, zu Rechten gehören die Pflich- 
ten, zum Eigeninteresse gehört das 
Gemeinwohl und zum freien Bürger das 
Staatsbürgerbewußtsein. 

Bürgertugenden und Bürgerpflich- 
ten, Loyalität und Mitwirkung 

kennzeichnen einen demokratisch 
Patriotismus und damit unser Lei - 
bild der freien und verantwortlich6 

Gesellschaft. 
Dieses Leitbild prägt auch unser Konze" 
für die Zukunft von Wirtschaft, Arbeit 
und sozialer Gerechtigkeit. Neue sozial 
und wirtschaftliche Herausforderungen' 
die besonderen Anstrengungen zum A 
bau in den neuen Ländern, die Situatio 
der öffentlichen Finanzen, all das macn 
uns klar: Wir stehen am Ende einer Ep° 
ehe der Verteilung. Wir stehen am Beg1 

einer Epoche, in der von uns allen im 
umfassenden Sinne mehr Leistung ver- 
langt wird. 
Die Wohlstandsgesellschaft der alten 
Bundesrepublik kommt aus einer wachs- 
tumsverwöhnten Zeit. Wir waren — un 

in den Köpfen mancher sind wir noch •" 
eine Verteilungsgesellschaft. Jetzt sind 
wir dazu gezwungen, eine Verantwor- 
tungsgesellschaft zu werden. Der einze 
Bürger kann gegenüber Gemeinschaft 
und Staat eben nicht in erster Linie K.on 

sument oder Kunde sein, der beim Staa 
oder der Gemeinschaft Leistungen und 
Angebote wie aus einem Warenhauskat 
log abruft. 
Eigenverantwortung, Eigenvorsorge, 
Selbstbeteiligung und solidarisches M>1' 
einander sind die Kennzeichen einer 
freien und verantwortlichen Gesellscha 
Und das heißt gleichzeitig: den Staat 
nicht überfordern, damit der Staat star* 
sein kann, wo er gefordert ist. 

Der Programmentwurf enthält 
nicht einen einzigen Vorschlag, <»e 

zu höheren Staatsausgaben führt 
Wo Mehrausgaben erforderlich 
sind, wird ein aufkommensneuträ' 
Umschichtungsvorschlag konzi- 
piert. 

Dieses Grundsatzprogramm ist kein P° 
tisches Wunschkonzert mit allen mög'1' 
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en Forderungen, die lieb und teuer 
nd. Von dem Wünschenswerten ist nur 
as durch Umbau Finanzierbare aufge- 

, 0lfimen. Und ich appelliere an uns alle, 
^üte alle Anträge abzulehnen, die diesen 
, e8 der finanzpolitischen Solidität ver- 

«J* sind mit unserem Konzept der Rück- 
^rung von Neuverschuldung, Staats- 

^.°te, Steuern und Abgaben — so wie 
s
lr von 1983 bis 1989 Neuverschuldung, 

, *ats- und Abgabenquote zurückgeführt 
°en ~ nur dann glaubwürdig, wenn 

auf neue ausgabenerhöhende Forde- 
rn verzichten. 

^Schichtungen und Umbau sind nötig, 
nd zwar vor allem solche Umschichtun- 

^en> meine Freunde, die der Familie 
u8ute kommen. Wer die freie und ver- 
^twortliche Gesellschaft will, muß die 

arüilie als Fundament unserer Gesell- 
chaft stärken und unterstützen. Dort ler- 

b?n die Menschen die Tugenden, die 
.'^nschaften, die Fähigkeiten, die für 
1 Je freie und verantwortliche Gesell- 

t
c"aft unverzichtbar sind: Liebe und Ver- 
tuen, Toleranz und Rücksichtnahme, 
s Pferbereitschaft und Mitverantwortung, 
e'°ständigkeit und Mündigkeit. Deshalb 
°Uen wir neue Prioritäten zugunsten 
°n Familien mit Kindern setzen. 

deshalb streben wir den neuen 
Familienleistungsausgleich an. 
^ icht Lastenausgleich; nein, die 
Leistungen der Familie für die 
Gemeinschaft wollen wir ausglei- 
chen durch eine stärkere steuerliche 
Entlastung. 

as erreichen wir durch das wohlabge- 
°8ene Familiensplitting, das wir nach 

v 
s'ührlicher Diskussion, nach intensi- 

£.n Gesprächen mit Steuerexperten und 
nanzwissenschaftlern in den Pro- 
^mentwurf aufgenommen haben, und 

nicht durch eine besondere Steuer für 
Kinderlose. 
Auch aus wirtschaftlichen Gründen 
schlagen wir in diesem Grundsatzpro- 
gramm eine vollständige Neustrukturie- 
rung unseres Steuersystems vor. Wir 
haben gestern ein zukunftsweisendes 
Aktionsprogramm für Wachstum und 
Beschäftigung beschlossen. Im Entwurf 
des Grundsatzprogramms legen wir 
einige langfristig angelegte, sehr viel wei- 
ter greifende Vorschläge vor. Dazu gehört 
die Neustrukturierung unseres Steuersy- 
stems. 
Der entscheidende ökonomische Mangel 
unseres Steuersystems heute ist die im 
internationalen wirtschaftlichen Wettbe- 
werb zu hohe Belastung der produktiven 
Faktoren Arbeit und Betriebs- und Sach- 
kapital durch die direkten Steuern. Wer 
bei uns arbeitet oder Arbeitsplätze 
schafft, zahlt dafür höhere Steuern als in 
fast allen anderen Industrieländern der 
Erde. Deshalb lautet unsere Devise: Run- 
ter mit den direkten Steuern und statt 
dessen den Konsum insbesondere bei 
Energieverbrauch und Umweltbelastun- 
gen steuerlich stärker belasten. 

Indem wir das Steuersystem also 
ökonomisch und ökologisch neu 
strukturieren, stellen wir wichtige 
Weichen für die Fortentwicklung 
zur ökologischen und Sozialen 
Marktwirtschaft sowie zur Verbes- 
serung der Wettbewerbsfähigkeit 
unserer Wirtschaft. 

Diese Fortentwicklung zu einer Ökologi- 
schen und Sozialen Marktwirtschaft, ver- 
bunden mit der Bewahrung der Schöp- 
fung, gehört zu den großen Botschaften 
des neuen Grundsatzprogramms. Im 
78er-Programm kommt — bezeichnend 
für ein programmatisches und politisches 
Defizit der damaligen Zeit, dem auch die 
CDU erlag — das Wort Schöpfung nicht 
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ein einziges Mal vor. Für eine christlich- 
demokratische Partei eigentlich ein 
erstaunlicher Tatbestand. Wer von 
Schöpfung spricht, kann den Schöpfer 
nicht außer acht lassen. 
Nach unserem christlichen Verständnis 
umfaßt Schöpfung Mensch und Natur — 
beides als Gottes Werk. Der Mensch ist 
eingewoben in das Netzwerk der Natur. 
Deshalb sprechen wir uns dafür aus, 
unseren Prinzipien der Solidarität und 
Subsidiarität ein neues Prinzip hinzuzufü- 
gen: das der Vernetzung — die Rückbin- 
dung all unseren Handelns und Wirkens 
in das tragende Netzwerk der Natur. Ich 
bin davon überzeugt: Vernetzung wird 
einer der Schlüsselbegriffe der Zukunft 
werden; denn er steht für die Synthese 
von Ökonomie und Ökologie, von techni- 
schem Können und ethischer Verantwor- 
tung; er steht für ein ganzheitliches Den- 
ken in den Kreisläufen der Natur. 

Wahrung der Schöpfung, d. h. für 
uns gestalten, damit die Zusam- 
menhänge und Wechselseitigkeiten 
im Netzwerk von Mensch, Natur 
und Umwelt erhalten werden. 
Damit ziehen wir zugleich ethische 
Grenzen für die Freiheit von Wis- 
senschaft und Forschung. Wo die 
Würde des Menschen berührt oder 
die Schöpfung insgesamt gefährdet 
ist, liegen diese ethischen Grenzen. 

Vernetztes Denken, das gilt es auch für 
die Zusammenhänge von Ökonomie und 
Ökologie zu verwirklichen. Wir treten mit 
diesem Programm für ein grundlegendes 
neues Verständnis von Wachstum und 
Wohlstand ein. Wachstum kann nicht 
mehr allein die Mehrung von Gütern und 
Dienstleistungen unter Außerachtlassung 
der ökologischen Hypotheken sein, die 
wir scheinbar kostenlos aufnehmen und 
die sich als Altlasten später wieder prä- 
sentieren. Zum neuen Verständnis von 

Wohlstand gehört eben eine gesunde 
Umwelt, eine geschützte Natur. 
Wir sehen deshalb die Notwendigkeit 
zum Umdenken in allen Industriegese 
schaften. Das neue Verständnis von 
Wachstum und Wohlstand wird entiög" 
licht durch die Ökologische und Sozia 
Marktwirtschaft, indem wir den Weg 
ökologisch ehrlichen Preisen gehen un 
die Kosten für die Inanspruchnahme v 

Umwelt und unterlassener Umweltvor- 
sorge einbeziehen. 
Damit wird eine neue Art von Wachst 
ermöglicht, eine neue Art von Wachst 
das eben nicht zunehmend Rohstoffe* 
Energie und Umwelt verbraucht, sonö 
endliche Ressourcen schont und rege11 

rative Ressourcen nutzt. Dieses neue 
Wachstum gründet sich auf menschlie 
Intelligenz, auf Wissenschaft, auf For- 
schung und vor allem auf Technik un 
technische Fortentwicklung. 
Diese Grundphilosophie der Ökologe 
sehen und Sozialen Marktwirtschaft 
besteht darin, daß wir die bisher feste 
Statik des alten Ordnungsrechtes durc*1 

marktwirtschaftliche Instrumente erg* 
zen, das heißt auch, daß wir sie zu ein.,ßll 
erheblichen Teil ersetzen. Deshalb wo 
wir steuerliche Anreize für die Umwei 
Schonung und die Umweltentlastung 
stärken. Deshalb wollen wir den Um^ 
und Energieverbrauch stärker besteue 
und Abgaben zur Vermeidung von AD 
len, Treibhausgasen und Schadstoffe11 

einführen. 

Es gehört für mich zu den Überr** 
schungen dieses Parteitages, daß 
den 2 500 Anträgen zum Grund- 
satzprogramm nicht in einem e|n 

gen Antrag diese Vorschläge in 
Frage gestellt werden. 

Deshalb glaube ich, heute sagen zu kö 
nen: Wir werden diesen Wurf einer ne 

ökologischen Ordnung wagen. Wir m 
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,^n es wagen, weil das relativ starre alte 
ttiWeltrecht aus Ge- und Verboten, 
and der Technik und Grenzwerten kei- 

,en hinreichenden Anreiz bietet, inner- 
|.a|b des Erlaubten zu höherer Umweltef- 

lenz beizutragen. 
'Hen Effizienzverlust werden wir uns 
lrtschaftlich und ökologisch in Zukunft 
'cht leisten können. Davon bin ich über- 

*eugt. 
eüe Wachstumsmärkte öffnen sich weit- 
et für Umwelttechnologien. Wir müs- 

.en alle Anstrengungen unternehmen, um 
.dieser Technologie weiter führend zu 

Ki!n- Wo wollen wir denn neue Arbeits- 
^ät*e schaffen, wenn nicht auf diesen 

achstumsmärkten? 
leiten größerer wirtschaftlicher Her- 

Usforderungen hat Umweltpolitik nicht 
^ade Konjunktur. Das kann auch wirt- 
. "aftüch gefährlich sein. Die teuerste 
> ^Weltpolitik ist die der unterlassenen 

m^eltvorsorge. 
f
assen Sie uns deshalb heute nicht den 
jalen Fehler machen, aus falschen wirt- 
^aftlichen Überlegungen heraus die 

j °^e> generationenschwere Aufgabe an 
^r Schwelle zum nächsten Jahrhundert, 

I^Hch die Bewahrung der Schöpfung, 
. e'ner zu schreiben, als diese Herausfor- 
erüng wirklich ist für uns. 

"cshalb: Unser neues Verständnis 
von Wachstum und Wohlstand, 
u*»sere Konzeption der ökologi- 
schen und Sozialen Marktwirt- 
schaft, unsere Vernetzung von Öko- 
nomie und Ökologie, unsere ethi- 
sche Begründung für die Bewah- 
rung der Schöpfung müssen eine 
der zentralen Botschaften unseres 
neuen Grundsatzprogramms 
Werden. 

• er»auso wie wir diesem Prinzip der ver- 
tNvorteten Freiheit für unsere neue Art 

des Wirtschaftens Rechnung tragen müs- 
sen, gilt dies auch für unsere Außen- und 
Sicherheitspolitik. Mit dem Ende des 
Ost-West-Konfliktes ist die Chance auf 
Freiheit nach ganz Europa zurückge- 
kehrt. So wie unsere Bündnispartner Frie- 
den und Freiheit der alten Bundesrepu- 
blik über Jahrzehnte hinweg verantwor- 
tungsvoll geschützt haben, ist es jetzt 
unsere Verantwortung, in der Gemein- 
schaft freier Völker unsere außen- und 
sicherheitspolitischen Pflichten zu über- 
nehmen. 
Das freiheitliche Europa ist eine Verant- 
wortungsgemeinschaft, und Deutschland 
kann sich nicht mit einer neuen Sonder- 
rolle, mit einer internationalen Isolation 
davonstehlen. 
Die Christlich Demokratische Union 
bleibt mit diesem Grundsatzprogramm 
die Partei der europäischen Einigung. 
Wir wollen eine starke Europäische 
Union mit zusätzlichen Befugnissen, 
zusätzlichen Zuständigkeiten und zusätz- 
lichen politischen Souveränitätsrechten. 
Wir wollen eine größere Europäische 
Union, die unseren mittel- und osteuro- 
päischen Nachbarn das Tor öffnet. Wir 
nehmen deshalb in diesem Programment- 
wurf Korrekturen gegenüber dem 78er 
Programm vor. Das mißverständliche 
Ziel der Vereinigten Staaten von Europa 
und das meines Erachtens die europäi- 
sche Idee gefährdende Ziel eines europäi- 
schen Staates tauchen nicht mehr auf. 

Ich will hier klar sagen, daß ich 
gegen einen europäischen Staat bin, 
gegen einen — wie Hermann Lübbe 
es nennt — europäischen Groß- 
staat. 

Das Verhältnis der europäischen Union 
zu den Nationalstaaten, die sich wandeln 
werden, aber die wir nicht auflösen wol- 
len, dieses Verhältnis wird sich anders, 
geschichtlich neuartig gestalten und ist 



Seite 10 •  UiD 7/1994 5. PARTEIt^ 

nicht mit alten staatsrechtlichen Begriffen 
zu fassen. Natürlich ist die Europäische 
Union bereits heute erheblich mehr als 
ein Staatenbund, und für uns kommt die 
Rückführung der europäischen Integra- 
tion auf eine jederzeit wieder lösbare lok- 
kere Form überhaupt nicht in Frage. 

Wir wollen ja schließlich zusätzliche 
Hohheitsrechte für Gesetzgebung, für die 
europäische Währung und für die Innere 
und Äußere Sicherheit auf die europäi- 
sche Ebene übertragen. 
Wenn es in der Kompromißformulierung 
der Antragskommission jetzt heißt, daß 
die Europäische Union bundesstaatlich 
gestaltet werden muß, so bedeutet dies 
eine föderative Ordnung zwischen der 
europäischen Ebene und den nationalen 
Ebenen. 
Peter Hintze hat in seiner eindrucksvollen 
Rede auf die großen visionären Grund- 
entscheidungen der zweiten Hälfte dieses 
Jahrhunderts hingewiesen, jene visionä- 
ren Grundentscheidungen, die von der 
CDU, von Konrad Adenauer, Ludwig 
Erhard und Helmut Kohl gegen den 
überwiegenden Widerstand der Sozialde- 
mokraten durchgesetzt wurden: die West- 
einbindung der Bundesrepublik, die 
Soziale Marktwirtschaft — weltweites 
Vorbild — , die europäische Integration, 
die Wiedervereinigung unseres Vaterlan- 
des. Hinter jeder dieser Grundentschei- 
dungen standen und stehen Visionen. 

Jetzt, an der Schwelle zum nächsten Jahr- 
hundert, wird es darauf ankommen, 
unsere Visionen für die nächsten Jahr- 
zehnte aufzuzeigen und zu verwirklichen: 
die Vision einer freien und verantwortli- 
chen Gesellschaft, jener Bürgergesell- 
schaft, die an Stelle einer individuali- 
stisch-privatistischen Rückzugsgesell- 
schaft von uns verwirklicht wird und mit 
der wir die innere und geistige Einheit 
Deutschlands gestalten können; die 
Vision einer gesamteuropäischen Frie- 

densordnung jetzt, ausgangs eines Jahr' 
hunderts, in dem Deutschland und 
Europa zweimal im Krieg lagen und in 
dem wir jetzt die Chance einer wirküc11 

gesamteuropäischen Friedensordnung 
haben; schließlich die Vision zur Bex*? 
rung der Schöpfung als globale Aufgab 

der Menschheit, zu der wir mit unserem 
Weg der Ökologischen und Sozialen 
Marktwirtschaft, mit unserem neuen v 

ständnis von Wachstum und Wohlstan 
einen entscheidenden Beitrag leisten *• 
nen. 

Peter Hintze hat deutlich gemach*• 
Wir sind dabei, die Umbrüche, den 

tiefgreifenden inneren und äußerf 
Wandel zu gestalten. Während <jie' 
jenigen, die einst Reformen auf i" 
Fahnen schrieben, heute in Besitz 
Standswahrung, Status quo und 
altem Denken verharren und blo*" 
kieren, gestalten wir den Wände'* 
Das ist für uns eine große strateg1' 
sehe Chance. 

Wir Christliche Demokraten sind dieje^ 
gen, die die Zeit des Wandels nutzen- ^ 
dem neuen Grundsatzprogramm werde 
wir uns als eine moderne Volks- und Pr 

grammpartei erweisen. Wer demgegen- 
über jeden Besitzstand für unantastbar 
erklärt, jede Veränderung im Innern als 

unsozial diffamiert, wer Deutschlands 
Rolle in der Welt aus dem alten Denket1 

des Jahres 1989 und der geteilten Welt 
bestimmen will, der verpaßt diese Zeit- 
Wir haben die Chance, unsere Visionen 
der Zukunft zu verwirklichen. So wie Wif 

die visionären Grundentscheidungen d 
zweiten Hälfte dieses Jahrhunderts in 
Deutschland geprägt haben, werden ^* 
die Chance haben, unsere Visionen der 
freien und verantwortlichen Gesellscha 
in einer gesamteuropäischen Union für 

Frieden und Freiheit und in der Bewa«1' 
rung der Schöpfung zu verwirklichen. 
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Bosnien hat es wieder gezeigt: SPD 
P der Außenpolitik tief gespalten 
j,er Abschuß von vier serbischen 

.anipfflugzeugen am 28. Februar ist 
jj deutliches Warnsignal der NATO 
seh     Presse der Serben. Die serbi- 
ve k   Eindringlinge haben die Flug- 
b r')0tszone über Bosnien verletzt, 

iiben abgeworfen und damit den 
t, schuß ihrer Maschinen bewußt in 

W: 

viel 
ein 

genommen. 

Q die Eindringlinge haben die Serben 
2u lang die westliche Allianz für 

en Papiertiger gehalten. Seit den 
jy Schüssen hat sich genau dies geändert. 
$ch ^er^en wissen nun, daß die NATO 
£harf schießt. Damit hat die NATO ihre 

Schlossenheit und Durchsetzungskraft 
er Beweis gestellt. Diese militärische 
f'°n zeigt deutlich, daß die Völkerge- 

K lnschaft das endlose Morden nicht 
. §er tatenlos hinnehmen wird. 

ej   Bundesregierung hat den Einsatz als 
^ ® notwendige Konsequenz begrüßt. 
J   deutsche Besatzungsmitglieder in 
A,  Awacs-Flugzeugen indirekt an dieser 
lj. ll°n mitbeteiligt waren, zeigt darüber 
^ aus, daß Deutschland seine internatio- 
^ *• Verantwortung für den Frieden 
hoif'mmt* ^e Deutschen haben mitge- 
*US 

[en, die UNO-Resolution 816 durch- 
etzen. 

Cds War vom spD-Kanzierkandidat 

H    °'f Scharping nichts zu hören, der 
c,   Ö vor wenigen Wochen auf der Mün- 
L,ner Wehrkundetagung großspurig 

*undet hatte, es gäbe keine Unter- Schi >ede zwischen der SPD und der CDU 
Sou erteidigungs- und sicherheitspoliti- 
ty en Prägen. 
|qen hat er mit der SPD gemeint? Herrn 
drßSe etwa' der den NATO-Einsatz aus- 

glich begrüßte? Oder vielleicht Man- 

fred von Opel, seines Zeichens SPD-Ver- 
teidigungsexperte, der den Aufklärungs- 
einsatz der deutschen Soldaten in den 
Awacs-Maschinen als grundgesetzwidrig 
bezeichnete? Oder ist es Günter Verheu- 
gen, SPD-Bundesgeschäftsführer, dem 
die ganze Richtung nicht paßt, weil 
„damit deutsche Soldaten unmittelbar an 
einem Kriegseinsatz beteiligt sind"? 

Allein schon durch die Androhung mili- 
tärischer Gewalt durch die NATO ist der 
Artilleriebeschuß Sarajevos beendet wor- 
den. Der Abschuß der vier Kampfflug- 
zeuge zwingt die Serben jetzt auch zur 
Einstellung ihrer Luftattacken. Die glaub- 

Die SPD ist in 

entscheidender Stunde 

nicht bündnisfähig. 

würdige Androhung militärischer Gewalt 
eröffnet nach mehr als zwei Jahren jetzt 
erstmals die realistische Chance auf Frie- 
den. Zehntausenden von Menschen kann 
dies das Leben retten, Hunderttausenden 
die Heimat bewahren. Glaubwürdige 
Friedenspolitik kann auf die militärische 
Dimension als letztes Mittel nicht ver- 
zichten. 

Bosnien hat es wieder gezeigt: die SPD 
bleibt in der Außenpolitik tief gespalten. 
Sie hat keine gemeinsame Linie. Sie ist in 
entscheidender Stunde nicht bündnisfä- 
hig und damit auch nicht regierungsfähig. 
Sie verkennt die militärische Dimension 
der Sicherheit. In Zeiten, wo Krisen, 
Kriege und Konflikte weite Teile des 
Ostens unseres Kontinents bedrohen, 
wäre die SPD ein Sicherheitsrisiko für 
Deutschland. • 
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Helmut Kohl: Dieser Parteitag hat deutlich gemacht, daß wir, die CDU Deutspr.-^ ^ 
gemeinsam mit unseren Freunden in der CSU entschlossen sind, um jede Stim^' ht 
kämpfen. Kämpfen heißt: Wir setzen auf Sieg und nicht auf Platz. Es geht unS

hlT1e'1 

um Machterhalt, um irgendwelche Pfründe, sondern es geht uns um das Wahrne" gt 
jener Verantwortung und jener Pflicht, die wir sehen, weil wir eben davon über* 
sind, daß der Weg, den wir eingeschlagen haben, der richtige ist. 
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